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— 


Donnerſtag, den 7. Februar. 


Kommiſſlonsbericht über den Geſetzeutwurf, 

betreffend die ländlichen Ortsobrigkeiten in den 6 öͤſtlichen Provinzen. 
§§ Berlin. Eines der intereſſanteſten Schriftſtücke in Bezug 

auf die Beſtrebungen der äußerſten Rechten, aus deren Mitte bekanntlich 
auch die Kommiſſionen für das Gemeindeweſen und die Verfaſ⸗ 
ſung hervorgegangen find, iſt der mir ſo eben zur Anſicht kom⸗ 
mende Bericht der Gemeinde-Kommiſſion über das Geſetz, betref⸗ 
ſend die ländlichen Ortsobrigkeiten in den ſechs öſtlichen Provin⸗ 
gen der preußiſchen Monarchie. Das Ideal der Junkerpartei, die 
Wiederherſtellung der Patrimonialgerichtsbarkeit, leuchtet wie ein 
rother Faden durch alle Theile des Berichts, welcher gleich mit 
einer (o jetzt leider ja ſchon geſtillten) Sehnſucht nach Beſeitigung 
des Art. 42 der Verfaſſung beginnt und dieſe Beſeitigung als 
Lebensader und Grundlage für dies neue aber gewiß noch nicht 
letzte Geſchenk der verſchwenderiſchen Großmuth der Rückſchritts⸗ 
‚partei bezeichnet. Fünf Sitzungen der Kommiſſion, denen von 
Seiten der Regierung der Miniſter des Innern und als Kom⸗ 


miſſarius der Geh. Reg.⸗Rath v. Klützow beiwohnten, haben gez || 


nügt, den Beſchluß der Kommiſſion feſtzuſtellen. Der Bericht⸗ 
erſtatter, Herr v Blankenburg, hat mit ſeiner eigentümlichen 
Deduttionsmanier, welche ihm bei den letzten Debatten viele Be: 
wunderer verſchafft hat, ſehr gründlich ſeinen Standpunkt oder 
en damit identiſchen der Kommiſſion dargelegt. Urtheilen Sie 
‚Jelbjt aus den hervorragendſten Punkten des Berichts, die ich hier 
folgen laſſe: 

Die Kommiſſion bekennt ſich einſtimmig zu dem Prinzip der 
Geſez⸗ Vorlage, das hauptſächlich darin beſteht: daß in den ſechs 
Iſtlichen Provinzen der Monarchie die obrigkeitlichen Rechte der 

utoherren von jeher ein Zubehör des großen Grundeigenthums 
geweſen ſind und nicht ipso jure aufgehört haben mit Publika⸗ 
an der Verfaßfungs » Urkunde und der Gemeinde - Ordnung vom 
an März 1850, vielmehr noch gerade wie vor 1848 beſtehen, 
RR, ungleich geſchmälert durch das Juſtiz-Organiſationd⸗Geſetz vom 

bien ., Januar 1849, dag die Patrimonial⸗ und Polizeige⸗ 
ichtsbarkeit in Civil. und Sttafſachen aufhob. g 

In den Motiven zu der Geſetzes⸗Vorlage iſt Fol. 12., 13. 
und 14. klar und ſcharf nachgewieſen, daß die herkömmliche länd⸗ 
liche Polizei⸗Verfaſſung zur Zeit noch geſetzlich fortbeſteht und 
nur durch den Art. 42 mit dem Untergange bedroht iſt. Die 
Kommiſſion eignete ſich dieſe Rechtsdeduktion in allen ihren Theilen 
an und glaubte ſich der Mühe, dieſelbe hier im Berichte zu wies 
derholen, überhoben, zumal da auch die Praxis es konſtatirt, daß 
die ländliche Polizei-Verfaſſung in herkömmlicher Weiſe thatſäch⸗ 
lich Geltung hat, „die Kontinuität des Rechtszuſtandes alſo auch 
in dieſer Beziehung erhalten iſt“. f 

Die Kommiſſion erkennt ferner mit Dank und Befriedigung 
an: daß der Geſetzentwurf von dieſem beſtehenden Rechtsbeſtande 
der ländlichen Polizei ausgehend, es ſich nicht unternimmt, kodi⸗ 
ſikatoriſch zu Werke zu gehen. Es handelt ſich nicht darum, die 
obrigkeitliche Stellung der Grundbeſitzer neu zu fundiren und ſie 
urch ein neues Geſetz mit dem Rechte, die ländliche Polizei zu 
verwalten, zu bekleiden; auch nicht in kompilatoriſcher Weiſe 
alle die ländliche Polizei betreffenden Geſetze und Verordnungen 
zuſammenzuſtellen, ſondern lediglich darum: auf dem Wege der 

opelle und geſetzlicher Beſtimmungen, die durch Veränderung der 
Beſizverhältniſſe ſich aufdrängenden Bedürfniſſe und Unzuträglich⸗ 
eiten legislatoriſch zu befriedigen, reſp. zu beſeitigen. 

Nachdem die Kommiſſion ſich klar gemacht hatte, daß der 
Geſetz⸗Entwurf das richtige Prinzip inne halte, entſtand die fer⸗ 
nere Frage, ob er das auf dieſem Gebiete rege gemachte legis⸗ 
latoriſche Bedürfniß , befriedige ? x 

Die Mitglieder der Kommiſſion bekunden auf das lebhaſteſte, 
wie faſt in allen Theilen der 6 öſtlichen Provinzen die ländliche 
Polizei mit der Ungunſt der veränderten Verhältniſſe zu kämpfen 
Bepabt habe, und wie es die höchſte Zeit ſei, daß auch die Legis⸗ 
ation ſich des Inſtitutes mit Sorgfalt annehme, wenn es nicht 
wie dle Patrimonial-Gerichtsbarkeit ganz zu Grunde gehen ſollte. 
N Man erwog, daß leider die vorgeſetzten Behörden nicht mit 
renöthigen Strenge und Vorliebe die Inhaber angehalten und 
ſuſchützt haben, zur Erfüllung ihrer Pflichten und in Aufrechthal⸗ 
ung ihrer Rechte. 
Mr Man erwog, wie bei einzelnen Inhabern die Neigung be⸗ 
unde, ihrer Rechte ſich zu entäußern und ihrer Pflichten und da⸗ 
mit verbundenen Laſten ſich zu entledigen. 
80 Man erwog, wie die Veräußerlichkelt der Rittergüter, ja der 
audel damit aus Spekulation zuweilen die Dominjal⸗Polizei in 
Hang unbefähigte und unwürdige Hände gebracht habe. 
Nun Nan erwog die von verſchiedenen Seiten aufgeſtellte Be— 
Plung, daß auch die Domainen + Verwaltung nicht immer ihre 
Mi t richtig aufgefaßt hätte, ja wie in einzelnen Landestheilen 
I rts⸗Polizei beinahe ganz in die Hände des Landraths ges 
egt wäre. 
A Dan erwog, wie die Zerſtückelung der Rittergüter und das 
lage en⸗Ablöſungsgeſetz in manchen Fällen die bisherigen Grund- 
n des Inſtituts berührt habe. 
kan erkannte, wie jeder Verſuch der Gegner, den Gutsbe⸗ 


obrigkeitlichen Lebens dem Lande zu erhalten und durch vorſorg⸗ 
liche Behandlung und treue Pflichterfüllung immer mehr zu reini⸗ 
gen und vor dem Untergange zu ſchützen.“ — Das Bedürfniß 
des Geſetz⸗Entwurfs werde ſomit im Allgemeinen anerkannt und 
im Speziellen bei den einzelnen Paragraphen noch näher nachge⸗ 
wieſen werden; die Hauptaufgabe deſſelben bleibe, „das Rechts⸗ 
Verhältniß klar und unanfechtbar hinzuſtellen, damit weder die 
Behörden noch die Inhaber ſelbſt durch fortwährendes Schwan⸗ 
ken abgehalten würden, mit Eifer und Treue ihre Pflicht zu er⸗ 
füllen, Eefeftigt in der Ueberzeugung von der Nüßlichkeit und 
Nothwendigkeit dieſes Ehrenamtes, der Vorſchule des ſo wichtigen 
Landraths⸗Amtes.“ 

Schließlich beantragt die Kommiſſion Folgendes: Der Kom- 
miſſion wurde vor Abſchluß der Verhandlungen der Antrag des 
Abgeordneten v. Patow zugewieſen, der dahin lautet: „unter 
Ablehnung des Geſetz⸗Entwurfes, betreffend die ländlichen Orts⸗ 
Obrigkeiten in den ſechs öſtlichen Provinzen der preuß. Monarchie 
(Ro. 21 der Druckſachen), den anliegenden Entwurf eines Ge⸗ 
ſezes, betreffend die ländliche Polizei⸗Verwaltung in den ſechs 
öſtlichen Provinzen der Monarchie zu genehmigen.“ Die Kom- 
miſſion hat ſich der Berathung des dem Ax trage beigelegten Ge⸗ 
gen⸗Entwurfes und der beigefügten Motive unterzogen und dabei 
die Ueberzeugung gewonnen, daß derſelbe von Grundanſichten aus⸗ 
geht, die nach den nähern Ausführungen des gegenwärtigen Be⸗ 
richtes in keiner Weiſe als zutreffend erachtet, vielmehr als ſpe⸗ 
ziell widerlegt angeſehen werden können. Es befindet fi) hier⸗ 
nach der v. Patow'ſche Entwurf in diametralem prinzipiellen Ge⸗ 
genſaz zu der von der Kommiſſion befürworteten Regierungs⸗ 
Vorlage und enthält ein Syſtem von Vorſchlägen, welche im 
Weſentlichen nur auf eine Wiederherſtellung der Gemeinde-Ord⸗ 
nung vom 11. März 1850 hinſichtlich der Organiſation der 
ländlichen Polizei hinauslaufen würden. Die Kommiſſion glaubt 
dieſen Prinzipien mit Entſchiedenheit entgegentreten zu müſſen, und 
daher nur die Verwerfung des v. Pato wiſchen Entwurfes und 
die Annahme der Regierungs-Vorlage empfehlen zu können. 


Orientaliſche Frage. 


Den „Hamb. Nachr.“ wird von Berlin telegraphirt; „Das 
Reſultat der Miſſion des ſächſiſchen Staatsminiſters Freiherrn v. 
Beuſt wird als unbeſtimmt und zweifelhaft bezeichnet. Wie man 
erfährt, begünftigen die Weſtmächte eine ſpezielle Vertretung des 
Bundes als ſolchen auf den Pariſer Konferenzen in keiner Weise.“ 
— Demſelben Blatte ſchreibt man über die bevorſtehenden öſter⸗ 
reichiſchen Anträge beim Bundestage: „In der Frankfurter Ange⸗ 
legenheit treten drei Anſichten hervor, die äußerlich zum Theil 
neben einander Geltung beanſpruchen, im Grunde aber und von 
den Scheinmanövern und Scheinargumenten abgeſehen, ſich be⸗ 
kämpfen. Oeſterreich fordert die einfache Aneignung des Wie⸗ 
ner Protokolls vom 1. Februar, damit der Bund auf dem Kon⸗ 
greß vertreten ſei. Thatſächlich würde Oeſterreich das Mandat 
in die Hand nehmen. Preußen will natürlich nichts davon hören; 
es möchte überhaupt ſeinen Entſchluß bis nach definitiver Unter⸗ 
zeichnung der Präliminarien vertagen. Baiern und Sachſen be: 
günſtigen eine reelle Vertretung des Bundes auf den Konferenzen. 
Der natürlich in den Mittelſtaaten gewählte Mandatar würde 
ſeine Inſtruktionen auf Grund der von Rußland angenommenen 
Bedingungen und innerhalb der Grenzen jener Annahme erhalten. 
Gegen dieſe Idee ſtimmt Preußen aus traditioneller Abneigung 
gegen das Auftreten Mitteldeutſchlands. Oeſterreſch iſt innerlich 
eben ſo wenig damit einverſtanden, wenn es auch in oſtenſibler 
Weiſe zu der angeregten Repräſentation des Bundes eine andere 
Stellung einnimmt. Die Bamberger Vorbehalte ſind ihm ohnehin 
nicht genehm. Die Sache wird eine Zeitlang in der Schwebe 
bleiben, den geſchäftsmäßigen Weg in die Ausſchüſſe nehmen und 
ſchließlich mit einem Protokoll und einem mezzo termine enden, 
ohne auf den Gang der Ereigniſſe den mindeſten Einfluß aus zu⸗ 
üben.“ 

Trieſt, Mittwoch, 6. Februar. Der fällige Dampfer aus 
der Levante iſt eingetroffen und bringt Nachrichten aus Konſtan⸗ 
tinopel bis zum 28. v. M. Nach denſelben hätte die Pforte dle 
Beſchlüſſe der Reform⸗Konferenz, darunter Trennung der geiſtli⸗ 
chen und weltlichen Macht der armeniſchen und griechiſchen Kirche 
und Zuläſſigkeit der Chriſten zu allen Staatsämtern, genehmigt. 
— Ferner wird gemeldet, daß der deutſch-engliſchen Fremdenle 195 
Marſchbefehl nach der Krim zugegangen ſei. 1 


Deutſchland. 


Berlin, 6. Februar. In diefen Tagen 
Majeſtät die Königin die evangeliſche Madchen f 
Nickelshof im verlorenen Wege vor dem Schönhauſer Thore, mit 
urn em — 1 5 zu erfreuen. ail 

Se. Majeſtät der König haben Allerauödt b 5 
Ober. Tribunalg, Bier Pröſdenten Dr. ERBE RE 2m 
Wirklichen Geheimen Ober- Juſtizraths; desgleichen dem Staatsan- 
walts⸗Gehülfen, Obergerichts Aſſeſſor Sterling und Gerichts. 
Aſſeſſor Meyen hierſelbſt den Charakter als Staatsanwalt zu 


ſißzern die Polizei» Verwaltung zu entziehen, immer nur darauf 
zurückkomme, denſelben „Pflichten“ zu nehmen und „Koſten“ zu 
erlaſſen, die Niemand anders aufgebürdet werden könnten, als 
entweder dem Staate oder den ſchon genug belaſteten Gemeinden. 

Man gab ſich der Hoffnung hin, daß der Geſetz⸗Entwurf, 
wie dem Prinzipe geſunder Legislation, ſo auch dem lokalen Be— 
dürſniß, das ſich in einigen Theilen allerdings geltend mache, 
genügen werde, mindeſtens doch in Ausficht ſtelle, daß das Inſti⸗ 
tut der Ortspolizei, ſorgfältig gepflegt von den Staatsbehoͤrden, 
und treu und gewiſſenhaft ausgeübt von den Inhabern, gekräftigt 
werde. 

Nur von einer Seite wurde der Wunſch geäußert, daß der 
Geſetz⸗Entwurf noch den Provinzial⸗ und Kreisſtänden zur gutacht⸗ 
lichen Aeußerung möchte vorgelegt werden, um auch hierdurch in 
den betreffenden Kreiſen dem Inſtitute neuen Odem einzuhauchen. 

Die Kommiſſion ging aber hierauf mit allen gegen eine 
Stimme nicht ein, nachdem der Herr Regierungs-Kommiſſarius 
erwidert hatte, daß das ſtatiſtiſche Material durch mehrjährige 
Vorarbeiten hinreichend geſammelt ſcheine, die Urtheile der Kreid⸗ 
| und Provinzialſtände aber — nicht in dem vom Antragſteller 
geſchilderten Maße —- erforderlich erſchienen, zumal dadurch eine 
Verſpätung der Annahme des Geſetzes entſtände. 

Den Bedenken gegen den Entwurf ſetzte man entgegen: Man 
könne nicht behaupten, daß mit dem Juſtiz⸗Organiſations⸗Geſetz 
von 1849 die Patrimonial⸗ Polizei ſelbſtverſtändlich aufgehoben 
ſei, blos um deshalb, weil in den ältern Verordnungen die Be⸗ 
zeichnung „Gutsherr“ und „Gutsobrigkeit“ mit der des „Oerichts⸗ 
herrn“ und der „Gerichtsobrigkeit“ vermiſcht gebraucht ſei. Durch 
die Aufhebung der Patrimonial Gerichtsbarkeit ſei an der obrig⸗ 
keitlichen Stellung der Gutsherren nichts weiter alterirt, als daß 
von der Summe aller obrigkeitlichen Rechte und Pflichten die Pa⸗ 
trimonial » Gerichtsbarkeit und polizeiliche Strafgewalt genommen 
ſei, mithin das Recht auch in dieſer Beziehung nur geſchmälert, 
aber nicht ganz aufgehoben, und die Rechtskontinuität nicht unter⸗ 
brochen. — Ganz unbegreiflich erſchien der Kommiffion die Logik, 
daß mit dem Aufhören der Unterthänigkeit auch die obrigkeitliche 
Polizei der Gutsherren keinen Boden mehr haben ſolle, da es 
doch in die Augen ſpringe, daß ein Mißbrauch der Polizeigewalt 
viel mehr perſönlich abhängigen Hinterſaſſen, als freien Bauern ge⸗ 
genüber zu befürchten ſei; auch müſſe darin, daß der Erwerb der 
Rittergüter nicht mehr an die Geburtseigenſchaft eines Standes 
geknüpft ſei, eher ein Vortheil als Nachtheil gefunden werden. 
Die Hauptſache ſei und bleibe, daß die ländliche Polizei koſtenfrei 
von einem größeren Grundbeſitzer verwaltet werde, der allein ſchon 
wegen ſeiner Intelligenz und höhern Lebensſtellung der Gemeinde 
gegenüber beſſer geeignet ſei, eine obrigkeitliche Stellung einzu⸗ 
nehmen, als der erſte beſte Aktuar oder Amtmann, der mit küm⸗ 
merlichem Gehalt in büreaukratiſcher Abhängigkeit niemals den 
wohlthätigen und energiſchen Einfluß auf die Gemeinden üben 
könne, wie der Gutöbefiger, deſſen eigenes Intereſſe ſchon dafür 
ſorge, daß Ruhe und Ordnung kräftig gehandhabt werde. Es 
komme nur darauf an, daß die alten Beſitzer wie die neuen Er- 
werber von Gütern achtbare und notable Männer ſeien, gleichviel 
ob adeliger oder bürgerlicher Herkunft, Männer unbeſcholtenen 
Rufes, denen es mit ihrer Pflicht in ihrem Kreiſe, den Gemein⸗ 
den Schutz und Schirm zu gewähren, Ernſt wäre. Die Kom⸗ 
miſſion ertannte an, daß in dem Geſetz⸗Entwurfe dem Bedürfniſſe 
auf dieſem Gebiete entgegengekommen ſei, indem einerſeits das 
Prinzip feſtgehalten werde, daß jeder Käufer oder Erbe eines Rit⸗ 
terguts Inhaber der Polizei⸗ Obrigkeit ſei und der Beſitz dieſes 
Hoheitsrechtes ihm andererſeits nur für ſeine Perſon ganz oder 
theilweiſe entzogen werden könne, nach Maßgabe der Geſetze vom 
8. Mai 1837 und 23. Juli 1847, ſowie durch Anwendung der 
Strafgeſeze und Anordnung der Stellvertretung, oder wenn er 
fi) des erforderlichen Anſehens oder Vertrauens durch fein Ber 
nehmen verluſtig mache. — Einen zweiten Vorwurf, den die Geg⸗ 
ner dem Entwurfe gemacht, hielt die Kommiſſion für ebenſo un- 
begründet, nämlich den, daß das Syſtem der Regierungs⸗Vorlage 
zum großen Theile nicht den wirklichen Beſitzzuſtänden des Landes 
entſpreche. Die Zerſtüͤckelung der Rittergüter habe keineswegs ſo 
überhand genommen, daß nicht mehr in dem überwiegend größten 
Theile der ſechs öſtlichen Provinzen eine genügende Anzahl grö⸗ 
serer Güter ſei. Dieſer Uebelſtand ſei hoͤchſtens lokal und ge⸗ 
währe der Geſetz⸗Entwurf auch gerade nach der Richtung hin alle 
nur mögliche Freiheit, Abhülfe zu beſchaffen; was bei den einzel⸗ 
nen Paragraphen noch näher zu beleuchten ſei. 

Von allen Seiten wurde auf das lebhafteſte hervorgehoben. 
wie dankenswerth es ſei, daß die k. Staats⸗Regierung der Zeit | 
ſtrömung widerſtanden und dem Andrängen der liberalen Gegner 
nicht nachgegeben habe, die mit Hintenanſetzung alles Rechtes 15 
geſunder Geſchichtsauffaſſung, längſt das Land mit einem Netze bes | 
ſoldeter Schreiber und büreaukratiſcher Attuare würden überzogen 
haben, was unleidliche Zuſtände und eine unerträgliche Koſtenlaſt i 
entweder den Gemeinden oder dem Staate würde aufgebürdet 


haben. Es ſprach ſich die f 


Hoffnung aus, daß es auf dem let 
angebahnten Wege gelingen möge; „ein geſundes edles Element | 


verleihen; ferner mittelſt Allerhöchſter Kabinets-Ordre vom 25. Den vor dem Unfalle hatten mehrmals einzelne Maſchinen theils 


Dezember ſpr. dem Marine⸗Hafenbau⸗Direktor Wallbaum die 
nachgeſuchte Dienftentlafjung zu ertheilen und mittelſt Allerhöchſter 
Kabinets⸗Ordre vom 15. Januar C. in deſſen Stelle den Bau— 
Inſpektor Goecker zum Marine-Hafenbau-Direktor mit dem 
Range eines Raths IV. Klaſſe zu ernennen. 

Das „Dresdner Journal“ meldet die vorgeſtern (4.) Abends 
erfolgte Rückkehr des ſächſiſchen Staatsminiſters, Freih. v. Beuſt, 
von Berlin nach Dresden. 

Von dem Mitgliede des Herrenhauſes Herrn Pieper 
find folgende beide, reſp. von 25 und 24 Mitglieder unterftügte 
Anträge, eingebracht worden: 

1) Die Staatd Regierung zu erſuchen, in denjenigen Städten, 
wo bisher auf Grund der ältern oder neuern geſetzlichen Beſtim— 
mungen (efr. §. 2 des Gef. v. 11. März 1850 über die Polizei⸗ 
Verwaltung) die Uebertragung der ortlichen Polizei-Verwaltung 
an beſondere Staatsbeamte bereits ſtattgefunden hat oder noch 
ſtattfinden Kmöchte, einzelne Zweige der Polizei-Verwaltung 
(namentlich die ſogenannte Munizipal⸗ oder Wohlfahrts⸗Polizei, 
wohin etwa zu rechnen: die Gewerbe- und Marktpolizei, die Bau⸗ 
polizei, die Feldpolizei, das Feuerlöſch⸗ und Straßenreinigungs⸗ 
weſen ꝛc.) den Bürgermeiſtern reſp. Magiſträten, ſoweit es die 
eigenthümlichen örtlichen Verhältniſſe zulaſſen, zurückzugeben reſp. 
zu belaſſen und demnach für jede betreffende Stadt ein Geſchäfts⸗ 
Regulativ feſtzuſtellen. 

2) Die Staats» Regierung, zu erſuchen, in Erwägung zu 
nehmen: ob nicht in denjenigen Städten, wo die Polizei-Verwal⸗ 
tung beſondern Staatsbeamten übertragen iſt, eine Fixation der: 
jenigen Koſten zu ermöglichen ſein möchte, welche, der Verwal— 
tung der Polizei durch Königl. Beamte ungeachtet, doch von den 
Kommunen auf Grund des F. 3 des Gef. v. 11. März 1850 
über die Polizei-Verwaltung zu tragen find, z. B. eine Fixation 
nach dem Durchſchnitt mehrerer Jahre mit einer verhältnißmäßigen 
Erhöhung in Folge der Zunahme der Bevölkerung nach den 
Reſultaten der jedesmaligen periodiſchen Zählung. 

Am vorigen Montage iſt in einer zahlreichen Verſammlung 
von Mitgliedern beider Häuſer in der Wohnung des Präſidenten 
des Hauſes der Abgeordneten, Grafen zu Eulenburg, beſchloſſen 
worden, bei der Staatsregierung um eine baldige direkte Verbin⸗ 
dung der Oſtbahn durch eine Linie von Berlin über Cüſtrin nach 
Kreutz zu petitioniren. Bei der Motivirung iſt nicht ſowohl auf 
die Verkürzung der Oſtbahn durch dieſe Linie, als insbeſondere 
auf die Mißlichkeiten beim Anſchluß in Stettin hingewieſen wer: 
den. Die Zahl der Bevölkerungen, welche dadurch benachtheiligt 
werden, daß der Abgang des Zuges von Stettin, ohne Ruͤckſicht 
auf die Ankunft des wegen des Weichſelüberganges nicht ſelten 
verzögerten, von Kreuz kommenden Zuges, erfolgt, wird in der 
Petition auf vier Millionen berechnet. 

Das Aufhören der niederen Jagd, welche bisher meiſt vom 
24. Auguſt bis zum 1. Marz dauerte, ſoll hier und in anderen 
Provinzen jetzt deshalb. ſchon auf den 10 d. M. angeordnet fein, 
damit das Wild mehr geſchont werde. 


Lötzen, 4. Februar. Die Stadtverordneten⸗Verſammlung 
hat beſchloſſen, auf Koſten der Kommune Getreide aufzukaufen 
und während der Theuerung daſſelbe an weniger bemittelte Fami⸗ 
lien zu bedeutend billigern Preiſen und in kleinen Quantitäten zu 
verkaufen. 

Liſſa, 4. Februar. Die zum hieſigen Wahlkreiſe für das 
Haus der Abgeordneten gehörigen jüdiſchen Korporationsvorſtände 
haben ſich gleichfalls mit einer Petition an das Haus der Abge⸗ 
ordneten gewendet, um die Folgen des vom Abgeordneten Wage⸗ 
ner (Reu⸗Stettin) geſtellten Antrages auf Streichung des Art. 
12. der Verfaſſungsurkunde abzuwenden. Die Petition verſucht 
eine Widerlegung der vom Antragſteller ſeinem Antrage beigege— 
benen Motive und beleuchtet die Frage der bürgerlichen Gleich⸗ 
ftellung der Juden insbeſondere aus rechtlichen, allgemein ſittlichen, 
politiſchen und humanen Geſichtspunkten. 

Magdeburg, 5. Februar. Ueber einen Unglücksfall, 
der am 1. d. Dit. Abends auf der Magdeburg Leipziger Eiſen⸗ 
bahn vorgekommen iſt, meldet die „Anh. Z.“: 

Als der am 1. Februar Abends nach 10 Uhr von Köthen wei⸗ 
tergehende Berlin-Frankfurter Schnellzug in die Gegend von Arens- 
dorf gelangt war, alſo etwa zehn Minuten nach dem Abgange von 
hier, gerieth die Lokomotive mit dem Tender in ſchnellſter Kraft, 
wahrſcheinlich durch feſte Schneeklumpen an den Schienen veran⸗ 
laßt, aus dem Geleiſe, ward ſchräg über das andere linke Geleiſe 
hinübergeworfen, zerſchnitt und verbog dabei mit großer Gewalt 
die Schienen deſſelben in der ärgſten Weiſe, drehte ſich mit der 
Eſſe nach Köthen zu und indem fie hierbei gerade auf das an die⸗ 
je Stelle befindliche Wärterhaus losfuhr, gerieth fie über eine Gra⸗ 

envertiefung und wühlte ſich umgeſtürzt in den Boden. Zugleich 
wurden der Lokomotivführer und Heizer unter die Majchifte gewor⸗ 
fen; dieſelben kamen aber glücklicher Weiſe gerade in die Graben- 
vertiefung zu liegen und wurden ſomit nur in geringerm Grade 
verletzt und von dem heißen Waſſer der Maſchine verbrannt; wäre 
letztere auf ebenem Terrain zum Umſturz gekommen, ſo würden 
Beide ſicher im Nu zermalmt worden ſein. Nicht ſo glücklich erging 
es leider dem auf dem Tender ſitzenden Schaffner, Sohn eines Kö⸗ 
thener Bürgers, Namens Hofbauer. Derſelbe ward, wahrſcheinlich 
im heftigſten Ruck, von ſeinem Sitze weit weg niedergeſchleudert und 
erlitt, wie ſich herausſtellt, nicht nur bedeutende Contuſionen am 
Kopf und Kinn, ſondern auch einen Schenkelbruch und eine förm⸗ 
liche Zerberſtung der Muskeldecken des Fußes von den Zehen bis zum 
Knöchel neben bedeutenden Erſchütterungen. So bedauernswerth auch 
dieſer Unfall iſt, den offenbar Niemand verſchuldet, ſo blieb doch der 
geſammte Perſonenzug davon völlig unverſehrt. Als nämlich die Loko⸗ 
motive in jähem Laufe aus den Schienen quer über geworfen wurde, 
derang der ſie mit dem nächſten Wagen verbindende Haken, und da ſie 
den ganzen Schienenſtrang frei ließ, ſo rollte der Zug noch eine 
= lang fort und wurde erſt durch Bremſen zum Hi gebracht. 
Jetzt erſt erfuhren die Paſſagiere, welcher großen Gefahr fie ent- 
gangen waren. Sofort kam von Köthen eine Hülfsmaſchine und 
holte die Verunglügten ſammt dem Zuge zurück. Die Paſſagtere 
blieben bis am 2., Morgens 7 Uhr, hier und fuhren dann mit dem 
um dieſe Zeit eintreffenden Zuge weiter, Gleich nach dem Unfalle, 
nach Magdeburg telegraphirt, traf ſchon nach wenigen Stunden in 
der Nacht das Bahndirektorium ſelbſt mit Arbeitern, Technikern und 
Geräthſchaften an Ort und Stelle ein, und den unabläſſigen, an⸗ 
eſtrengteſten Bemühungen gelang es, am 2. Nachmittags gegen 5 

hr das bis dahin durch die Maſchine verſperrte zweite Geleiſe wie- 
der frei und fahrbar zu machen. Der Maſchiniſt und Heizer laſſen, 
wie verſichert wird, eine baldige Wiederherſtellung verhoffen, der 
Hofbauer iſt aber leider in dem bedenklichſten Zuſtande. * 
den Abend des andern hben wn der Geh. Sanitätsrath Dr, 
Reiche aus Magdeburg in Köthen an, um dem Verunglückten neben 


den ihn behandelnden Aerzten Rath und Hülfe angedeihen zu laſſen. 


Verleger und verantwortlicher Redakteur H. Schoenert in Stettin, 


| 


quette, wenn fie ohne ihren beſonderen Hofſtaat (zuvörderſt aus 
einer Ehrendame und einem Stallmeiſter beſtehend) in dem Haufe 
irgend eines Individuums von nicht königl. Geblüte erſchiene. 


2 Provinzielles. 

Stargard, 3. Februar. Nachdem des Königs Majeſtät dem 
burg- und ſchloßgeſeſſenen Geſchlechte derer v. Wedell das Recht 
zur Präjentation eines Familiengliedes für das Herrenhaus aller⸗ 
gnädigſt verliehen, waren am 1. d. M. hier die mit Rittergütern 
angeſeſſenen Mitglieder des Geſchlechts unter Vorſitz des Landraths 
a. 

Es waren 27 Familienglieder anweſend, und betragt der durch die⸗ 
ſelben repräſentirte Grundbeſitz 150,000 Magd. Morgen mit einem 
Werthe von 6 Millionen Thlr. (Ad. Z.) (Wer wurde gewählt?) 

Naugard, 5. Februar. Die hieſige Strafanſtalt, deren Kirche 
nur für 300 Perſonen Raum gewährt, enthalt nicht weniger als 
1200 Gefangene. Es wird deshalb ein Neubau beabſichtigt, um die 
Kirche den Bedürfniſſen entſprechend zu vergrößern. 

Stettiner Nachrichten. 
Wie verlautet, fol die dollätgpige Dileh ft 
ie verlautet, ſoll die vollſtändige Pflaſterung der Grenzſtraße 
auf Kupfermühl im Frühjahr d. J. in Angriff genommen in. 
ürde nun dieſe Verbeſſerung ins Werk gelegt, alsdann darf auch 
unſeres Erachtens der ſtadtiſche Fußweg, welcher die Mühlenſtraße 
mit der Grenzſtraße verbindet, nicht in dem bisherigen uncivilifiirten 
Zuſtande verbleiben. Es iſt vielmehr nothwendig, daß derſelbe drei 
bis vier Fuß abgetragen und planirt werde, da er höher liegt, als 
die Straße, welche bei Regenwetter durch denjelben verſandet und 
durch das abfließende Regenwaſſer zum Theil ausgeſpült zu werden 
pflegt. Die geringen Unkoſten, welche dieſe Verbeſſerung verurſachen 
würde, ſollten nicht geſcheut werden, zumal der Verkehr auf dem⸗ 
ſelben, namentlich im Sommer ſehr bedeutend iſt. Ein Haupt⸗ 
grund zu der gewünſchten Planirung aber iſt die Gefährlichkeit 
dieſer Paſſage, beſonders im Winter. Es iſt nicht zu zählen, wie 
viele Menſchen an der ſteilen Stelle, wo der Fußweg in die Grenz⸗ 
ſtraße mündet, ſchon zu Falle gekommen ſind, und nur zu bewundern, 
daß noch Niemand dort ein größeres Unglück erlitten hat. Ein 
Wobllöblicher Magiſtrat hat zur Pflaſterung der Grenzſtraße die 
erforderliche Summe bewilligt, gewiß dürfte auch für Verbeſſerung 
au genannten Seitenweges ein Fonds disponibel gemacht werden 
önnen. — — 


zur Kontrolle, theils zur r e hiolente: Züge den Ort 
des Ereigniſſes ungehindert paſſirt; Niemand nahm Hemmniſſe 
irgend welcher Art wahr. 
Frankreich. 

aris, 4. Februar. Der Miniſter .. . fand neulich den 
Kaiſer über einen Plan ſtudirend. Der Kaiſer fragte den Ein- 
tretenden: „Kennen Sie dieſe Stadt?“ — Nein Sire. — „Es 
iſt Paris in zehn Jahren.“ Alle kleinen Gäßchen und ungeſun⸗ 
den Quartiere ſollen zerſtört werden. Der Kaifer ſoll ſich jetzt 
wieder ſehr um die Lage der unteren Klaſſen bekümmern. In 
Perſon war er z. B. inkognito vor Kurzem in einem Ammen⸗ 
Büreau. Was er dort geſehen, ſoll ihn nicht ſehr befriedigt 
haben; die verantwortlichen Beamten ſollen aber noch weniger 
von dem erbaut ſein, was ſie zu hören bekamen. 

Die JFaſtnachts⸗Ochſen hielten heute ihren zweiten Umzug 
auf prächtig geſchmückten Wagen; morgen machen ſie dem 
Tuilerieen-Palaſte ihren amtlichen Beſuch. Alle ſechs Ochſen 
zuſammen wiegen über 15,000 Pfd. 

Großbritannien. 

London, 3. Februar. Wie wir ſeiner Zeit gemeldet, 
hatte am 4. Dezember v. J. bei der Anweſenheit Sr. M. des 
Königs von Sardinien in London, eine aus dem Erzbiſchof von 
Canterbury, den Grafen v. Shaftesbury und Harrowby, dem Bi⸗ 
ſchof von Melbourne u. ſ. w. beſtehende Deputation Sr. Maj. 
eine, von dem Komité der Homburger Konferenz für religiöſe 
Freiheit verfaßte Denkſchrift überreicht, in welcher dem König der 
Dank der Konferenz für die Freiheit in religiöſen Dingen darge— 
bracht wird, welche er auch ſeinen nichtkatholiſchen Unterthanen 
gewährt. Es heißt darin u. A.: 

„Wir ſind überzeugt, daß es für die Throne der Monarchen 
einerſeitz, und für die Wohlfahrt ihrer Unterthanen andererſeits 
keine größere Sicherheit giebt, als die Aufrechterhaltung des Grund— 
ſatzes, daß es das Recht aller Menſchen iſt, nach ihrer eigenen 
Ueberzeugung von der chriſtlichen Wahrheit und Pflicht, Gott an 
zubeten und ihren Glauben zu bekennen, was der Sittlichkeit oder 
guten Ordnung, oder dem Gehorſam gegen die Obrigkeit, den das 
Wort Gottes fordert, in keiner Weiſe zuwider läuft. Daher legen 
wir Eurer Maleſtät den Ausdruck unſerer feſten Hoffnung zu 
Jüßen, daß die religiöſe Freiheit, deren Sardinien ſich jetzt durch 
Ew. Majeſtät gnädige Huld erfreut, allen Klaſſen von Ew. Maj. 
Unterthanen dadurch geſichert werden möge, daß die Geſetze des 
Landes mit dieſer großen Wahrheit in Uebereinſtimmung gebracht 
werden. Sollte Ew. Majeſtät unter Gottes Segen dieſen höchſt 
wünſchenswerthen und wichtigen Gegenſtand vollenden, ſo wird 
es nicht nur die größte Wohlthat ſein, welche Ew. Majeſtät Sar⸗ 
dinien gewähren, ſondern es wird Ew. Majeſtät die Bewunderung 
und Sympathieen aller erleuchteten Nationen zuziehen, und die 
Geſchichte wird Ew. Majeſtät Namen unter den geprieſenſten Für⸗ 
ſten Italiens und deſſen glorreichſten Wohlthätern nennen.“ 

Wir ſind jetzt im Stande, die Antwort des Königs, welche 
von dem ſardiniſchen Geſandten, Marg. v. Azeglio, bei dem Em⸗ 
pfang der Deputation geleſen, und ſpäter dem Grafen v. Shaftes⸗ 
bury mit des Königs eigener Unterſchrift amtlich mitgetheilt 
wurde, mitzutheilen. Sie lautet: 

Windſor Caſtle. 


„Meine Herren! Ich danke Ihnen für den Ausdruck der 
Sympathie, die Sie mir heute gegeben haben. Die Reformen, 
welche bisher meine Regierung bezeichnet haben, ſind der ſicherſte 
Maßſtab, nach welchem die Grundſätze beurtheilt werden können, 
die mich leiten. Sollen dieſe Reformen von Dauer ſein, ſo 
müſſen ſie mit dem Geiſte der Zeit gehen und ſich nach den Ge⸗— 
ſetzen der Klugheit richten. Gern will ich glauben, daß wir in 
dieſem Punkte einverſtanden ſind. Es iſt mir ſehr erfreulich ge⸗ 
weſen, meine Anſtrengungen zur Sicherung der religiöſen Freiheit 
in meinen Staaten von den vornehmſten Repräſentanten der reli- 
giöſen Meinung in England gebührend gewürdigt zu ſehen. 
Gleicherweiſe haben meine Unterthanen meine Geſinnungen hier— 
über begriffen und ſich in jeder Hinſicht der Emancipation würdig 
gezeigt, die ihnen in dieſem wichtigen Punkte gewährt worden iſt. 
Es freut mich, meine Herren, in der Gleichheit dieſer Richtungen 
einen Zug der Union mehr zwiſchen unſern beiderſeitigen Ländern 
zu ſehen. (gez.) Vittoro Emanuele.“ 

London, 4. Febr. Der Streit mit Amerika ſcheint einen 
ernſten Charakter anzunehmen. Darauf deutet Alles hin, von der 
ſchlecht erklärten Schweigſamkeit der Thronrede bis auf die Frau— 
baſereien in den Clubs und die Advertiſer-Gerüchte, welche zu⸗ 


Mehrere Bewohner von Kupfermühl. 


In Veranlaſſung des Vorſtehenden können wir unjererfeits 
nicht den Wunſch unterdrücken, daß zur Regulirung der obenbezeſch⸗ 
neten Grenzſtraße eine geſchicktere Archſtekten⸗Hand erwählt werden 
möge, als diejenige war, welche vor Jahren die große Fahrſtraße 
durch Kupfermühl, über die Brücke hinaus bis zum Bredower An⸗ 
theil, regulirt hat. Obgleich der große Abzugskanal für jene Straße 
in Geſtalt des 7⸗Mühlenbaches quer durch dieſelbe geht, ſtagnirt 
auf ihr doch das Waſſer und der Koth ſtets dermaßen, daß man 
für Fußgänger ein erhöhtes Holztrottoir angelegt hat, um bei ſchlech⸗ 
tem Wetter dort die Fußpaſſage überhaupt möglich zu machen. Die 
mit der Hauptſtraße nicht gleichzeitig regulirten Seitenwege hinauf 
nach dem Bredower Antheil — gegenwärtig wahre Menſchenfallen — 
lagern beſtandig den von dem Regenwaſſer ausgeſpülten Lehm ihrer 
Sohle auf der Hauptſtraße ab, deren Senkung nach der Brücke zu 
ſo gering iſt, daß die Rinnſteine nicht den Schmutz in den Graben 
binabzuführen vermögen. Es iſt nicht zu jagen, mit wie wenig 
praktischer Einſicht in die jo überaus günſtigen Naturverhältniſſe 
dieſe Straße daſelbſt regulirt worden iſt. Vor Schmutz und Koth 
iſt das Pflaſter ſelten auf derſelben ſichtbar und nur dann, wenn 
erſterer zuweilen alt abgefahren iſt. — Sollte die Reguli⸗ 
rung der Grenzſtraße einer ahnlichen Baumeiſterhand anvertraut 
werden, in der That, dann ware zu befürchten, daß die Bewohner 
von Kupfermühl im Dr... umkämen. — Viel übrigens würde zur 
Verbeſſerung der bezeichneten Wege auf Kupfermühl, Bredower 
Antheil, geſchehen können, wenn einmal der Königl. Landrath 
Veranlaſſung nahme, dort mit derjenigen Machtvollkommenheit ein⸗ 
zuſchreiten, die ihm allein zu Gebote ſteht. — Ohne ſtrengen poli⸗ 
zeilichen in ſorgt dort kein Hausbeſitzer für einen Aufgang zum 
eignen Hauſe, der eine beſſere Bezeichnung verdiente, als wir ſie 
mit dem Worte „halsbrechend“ geben können. 


Gi ndt, 
Die geehrte Redaktion wir, den Wunſch durch ihr 
Blatt laut werden zu laſſen, daß die Vorſtellungen im hieſigen 
Theater pünktlich zur angegebenen Zeit beginnen mögen. 
5 Mehrere Theater-Bejucher, 
u ‚Börfenberichte, 
ettin, 7. Februar. Witterung: übe 
Luft. Lemperatur -+ a Wind SW. ie es 
Weizen matter, loco 83.90pfd. 88 % bez., 84,90%, 90 & bez., 
7e Frühjahr Ss.sopfd. gelber Durchſchnikts⸗ lität 102 . 
100 %. Gd., el 5 e Br. en 8 i hir 
„Roggen anfangs weichend, schließt etwas gefragter, loco 85⸗ 
8 8 58 he 790 Mai 5 1 70 18 % Jen, 78% 1525 
tz, Jr Mai⸗Jun — 73 ez., 721 8 d. 
Ye Juni⸗Juli 73 . Br. 5 At 2227 
Gerſte, flau, loco d 75 4.53 & bez., der Frühjahr 75 W. 
gr. pomm. 52 ½ bez., 74.75%. pomm. 50 . bez. 
Hafer, loch Yr 54%. 39 & Br., Yr Früh. 50,52 fd. pomm. 
bel 2 bez., dito ohne Benennung excl. poln. und preuß. 34%, . 
ez. u. Br. 
Erbſen %r Frühjahr 


n geſ a 
erſuchen 


| lei 74 & bez. 
weilen nicht ſchlecht erfunden und gelegentlich wahr ſind. Allzu⸗ Leinöl loco mit Faß re ee 
leicht aber iſt die Spannung nicht zu nehmen, und es heißt Vers Rüböl, flau, loco 15 % Br., r Febr., Febr.⸗März, März⸗ 


April 14%, ½ bez., e April-Mai 14 / Ya %. bez., 14½ 1. 


anlaſſungen mit Urſachen verwechſeln, wenn man ſchweren Zank Gd., der Sepf.-Ofl. 13½ % Aa bez 
7 M a. . a’ * 

0% bez. 
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und blutigen Streit für ſchlechterdingd unmöglich hält, weil der 
anſchein ende Zankapfel klein und werthlos ausſieht. In dem Spott 
des Examiner über den Urſprung der neuen Händel Englands 
liegt zugleich eine Warnung. „Der Ruſſenkrieg“; jagt er, „ent: 
brannte um einen Kirchenſchlüſſel, der Kaffernkrieg um ein Beil; 
die Wirren in Neuſeeland drehen ſich um einen Flaggenſtock; ge⸗ 
rathen wir in einen neueren Streit mit Perſien, ſo wird eine 
neuere Helena, alias Frau Haſhim die Schuld ſein; und werden 
wir in einen Krieg mit den Vereinigten Staaten geſtachelt, ſo 
geſchieht dies durch die Moskitos.“ So ſcherzhaft wird die 
Sache nicht überall, und auch vom Examiner nicht immer aufge: 
faßt, da ſchon ein diplomatiſcher Bruch mit Amerika mittelbare 
und unmittelbare Folgen von der unglücklichſten Bedeutung haben 
müßte. Man vernimmt denn auch, daß einer der Peelitenführer 
im Unterhauſe den Gegenſtand zur Sprache bringen will, um Lord 
Palmerſton's Kabinet zur Nachgiebigkeit gegen die Hankee s zu 
bewegen. Jedenfalls muß man geſtehen, daß das nichts weniger 
als Peelitiſche Ralſonnement der heutigen Times beſſer berechnet 
ſcheint, die Friedenspartei jenfeits des großen Waſſers zur Thä— 
tigkeit anzuſpornen. N 

Die Prinzeß Royal, die am 21. November 1840 ge: 
boren iſt, ſomit dem engliſchen Hof-Ceremoniell zufolge in dieſer 


II. 

Spiritus, matt, loco ohne Faß 12¾ pay, 
ur Jebr.-März 12% % bez. u. Gd., er Marz 12 % bez., 
% Gd., Ir Frühjahr 12% 4% bez., 12 ½ % Gd., 12%, % Br. 
der April-Mai 12½ % bez. 7% Mai-Juni 12¼ % bez., 7e Mal⸗ 
n 12 % bez., r Juni-Juli 12 % bez., Jr Juli 11¼ % 


ez. > 
Die telegraphiſchen Depeſchen melden: | 
Berlin, 7. Februar, Nachmittags 2 Uhr. Staatsſchuldſcheine 
87 ½ bez. Prämten⸗ Anleihe 3½ % 113½ bez. 4½ % Staatsanleibe 
von 1854 101 bez. Berlin⸗Stettiner 175 bez. Stargard - Pojener 
95½% Br. Köln Mindener 16715 bez. Franzöſiſch-Oeſterr. Staats⸗ 
Eiſenbahn⸗Aktien 156 bez. London 3 Mt. 6. 21½ bez. 
Roggen er Februgr⸗März 73, 71½ Ag bez., Pr Frühjahr 
74½, 73 Ag. bez., n Mai-Juni 74½, 73 27 bez. 
Rüböl loco 15% % Br., 7er Februar-März 151, Pig. bez. 
% Gd., der April⸗Mai 15¾2 ½ bez. 
Spiritus loco 20 . bez., 7. Febr.⸗März 28%, 29 & bez. 
r März⸗April 29%, 3g bez., de April-Mai 30 ½% , ½, Ag. bel. 
London, 6. Februar. Engl. Weizen thellweiſe zu letztbezahlten 
Preiſen verkauft, remder und Frühjahrs⸗Getreide vernachläſſigt. — 
Die Zufuhren für Weizen und Mehl waren nur gering. u 
Amſterdam, 6, Februar. Weizen 10 niedriger, fl 
aan ae Rapps e Frühjahr E 92. Rüböl 7% 
» 14 · 
Barometer: und Thermometerſtaud 0 
bei C. F. Schultz & Co. 


Saiſon zum erſtenmale in der großen Welt zu erſcheinen befähigt 8 " 17 
iſt, wird, wie es heißt, von dieſem Rechte einſtweilen außerhalb Februar. 2 8 ee 10 be 
des Palaſtes keinen Gebrauch machen. Die Königin ſoll eb näm- || =— a — ſ— nn le 


5 338,33“ ¼338,21““ 338,110 


— 2,60 + 02° 


lich nicht für angemeſſen halten, das Parlament eben jetzt um die 5 
für den neuen Haushalt der jungen Prinzeſſin erforderlichen Sum⸗ auf 00 reduzirt. 
men anzugehen, und andererſeits wäre es ein Verſtoß gegen die Eti- [Thermometer nach Reaumur. 


Druck von R. Graßmann in Stettin. 
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D. v. Wedell⸗Cremzow verſammelt, um die Wahl zu vollziehen. 
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